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Kantonsrat 

 

P 73 

 

Postulat Hodel Thomas Alois und Mit. über die Streichung der Doppelzahlungen 

an Staatsangestellte im Kantonsrat  

 

eröffnet am 23. Oktober 2023 

 

 

Der Regierungsrat wird beauftragt, die Auszahlung von Sitzungsgeldern an Kantonsange-

stellte mit Kantonsratsmandat zu unterbinden, sofern diese bei vollem Lohnbezug einen Poli-

tiktag nutzen. Sollte der Lohnbezug tiefer als 300 Franken pro Sitzungstag sein, so sollte nur 

die Differenz ausbezahlt werden. Die Regelung muss auch für ausgelagerte Organisationen 

wie das Luzerner Kantonsspital (LUKS), die Luzerner Psychiatrie (Lups) und das Sozialversiche-

rungszentrum WAS gelten. Sollte der Regierungsrat anderer Auffassung sein, so wird er be-

auftragt, eine Vorlage auszuarbeiten, welche eine faire Lösung für alle Mitglieder im Kan-

tonsparlament mit Anstellungsverhältnis vorsieht.     

 

Begründung: 

Wer beim Kanton Luzern angestellt ist, hat gemäss den Anstellungsbedingungen für das 

Staatspersonal des Kantons Luzern 15 Arbeitstage für die Nebenbeschäftigung in einem öf-

fentlichen Amt zur Verfügung. Diese Tage sind in der Regel ganz oder teilweise besoldet, was 

gegenüber Parlamentsmitgliedern, welche in der Privatwirtschaft arbeiten, eine klare Un-

gleichbehandlung darstellt. Die Sitzungsgelder für diese 15 Tage sollten daher nicht ausbe-

zahlt werden, da bereits der Lohnbezug eine ausreichende Entschädigung darstellt. Ange-

stellte in der Privatwirtschaft müssen für die Ausübung ihres Amtes oft Ferientage oder unbe-

zahlten Urlaub einlösen. Diese Ungleichbehandlung gilt es zu beseitigen. Weiter stellt sich die 

Frage, wie die Handhabung im Falle einer Übersteigung der 15 Tage aussieht. Es ist nicht klar, 

ob dies den Ferien abgezogen wird, ob unbezahlter Urlaub bezogen werden muss oder ob es 

überhaupt eine Kontrolle gibt. 

 

Hodel Thomas Alois 

 

Waldis Martin, Lüthold Angela, Bucher Mario, Schnydrig Monika, Haller Dieter,  

Ursprung Jasmin, Meyer-Huwyler Sandra, Thalmann-Bieri Vroni, Wandeler Andy,  

Ineichen Benno, Gfeller Thomas, Müller Guido, Küng Roland, Knecht Willi, Dahinden Stephan, 

Schumacher Urs Christian, Steiner Bernhard, Stadelmann Fabian, Raess Cornel, Wicki Martin, 

Lang Barbara, Zanolla Lisa, Kunz-Schwegler Isabelle, Frank Reto, Bossart Rolf, Arnold Robi 
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Postulat Hodel Thomas Alois und Mit. über die Streichung der Doppelzahlungen an Staatsangestellte im Kantonsrat 



eröffnet am 23. Oktober 2023





Der Regierungsrat wird beauftragt, die Auszahlung von Sitzungsgeldern an Kantonsangestellte mit Kantonsratsmandat zu unterbinden, sofern diese bei vollem Lohnbezug einen Politiktag nutzen. Sollte der Lohnbezug tiefer als 300 Franken pro Sitzungstag sein, so sollte nur die Differenz ausbezahlt werden. Die Regelung muss auch für ausgelagerte Organisationen wie das Luzerner Kantonsspital (LUKS), die Luzerner Psychiatrie (Lups) und das Sozialversicherungszentrum WAS gelten. Sollte der Regierungsrat anderer Auffassung sein, so wird er beauftragt, eine Vorlage auszuarbeiten, welche eine faire Lösung für alle Mitglieder im Kantonsparlament mit Anstellungsverhältnis vorsieht.    



Begründung:

Wer beim Kanton Luzern angestellt ist, hat gemäss den Anstellungsbedingungen für das Staatspersonal des Kantons Luzern 15 Arbeitstage für die Nebenbeschäftigung in einem öffentlichen Amt zur Verfügung. Diese Tage sind in der Regel ganz oder teilweise besoldet, was gegenüber Parlamentsmitgliedern, welche in der Privatwirtschaft arbeiten, eine klare Ungleichbehandlung darstellt. Die Sitzungsgelder für diese 15 Tage sollten daher nicht ausbezahlt werden, da bereits der Lohnbezug eine ausreichende Entschädigung darstellt. Angestellte in der Privatwirtschaft müssen für die Ausübung ihres Amtes oft Ferientage oder unbezahlten Urlaub einlösen. Diese Ungleichbehandlung gilt es zu beseitigen. Weiter stellt sich die Frage, wie die Handhabung im Falle einer Übersteigung der 15 Tage aussieht. Es ist nicht klar, ob dies den Ferien abgezogen wird, ob unbezahlter Urlaub bezogen werden muss oder ob es überhaupt eine Kontrolle gibt.



Hodel Thomas Alois
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